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1. Fristen und Termine

Steuerzahlungstermine im Mai:


   Fälligkeit
Ende der Schonfrist bei Zahlung durch


 
Überweisung (Wert-
Scheck/bar 


stellung beim Finanzamt)

Lohn- /Kirchensteuer
10.05.
14.05.
keine Schonfrist

Umsatzsteuer
10.05.
14.05.
keine Schonfrist

Gewerbesteuer
15.05.
18.05.
keine Schonfrist

Grundsteuer
15.05.
18.05.
keine Schonfrist

Hinweis:

Zahlungen per Scheck gelten ab dem 1.1.2007 erst am 3. Tag nach dessen Eingang beim Finanzamt als geleistet. Bitte achten Sie daher auf eine rechtzeitige Übergabe oder Einsendung, um Säumniszuschläge zu vermeiden.  

Zahlungstermine für Sozialversicherungsbeiträge im Mai: 


   Fälligkeit


für den Monat Mai 
29.05.

Hinweis: 

Ab 2006 sind die Beiträge zur Sozialversicherung am Ende des Monats zu zahlen, in dem die Arbeit geleistet wird. Der zu zahlende Betrag für den laufenden Monat kann in Höhe des Betrages des Vormonats geschätzt werden.

2. Aktueller Stand zur Unternehmensteuerreform

Am 9.3.2007 hat das Bundeskabinett den Entwurf des Unternehmensteuerreformgesetzes 2008 verabschiedet. Der bereits vorliegende Referentenentwurf wurde in einigen Punkten modifiziert aber nicht grundlegend geändert. Kernpunkte sind die steuerliche Entlastung der Unternehmen in Deutschland, um damit auch die Wettbewerbsfähigkeit des Standortes Deutschland nachhaltig zu stärken, sowie die Abgeltungssteuer auf Kapitaleinkünfte, die ab 2009 eingeführt werden soll. 

An folgenden Eckpunkten hat sich im Vergleich zum bisherigen Referentenentwurf nichts geändert:

· Ab 2008 beträgt die Körperschaftsteuer 15 %.

· Die Gewerbesteuermesszahl sinkt von 5 % auf einheitlich 3,5 %. Damit wird der bisherige Staffeltarif für Personen- und Einzelunternehmen abgeschafft. 

· Künftig ist die Gewerbesteuer nicht mehr als Betriebsausgabe absetzbar.

· Für nach dem 1.1.2008 angeschaffte oder hergestellte bewegliche Wirtschaftsgüter gibt es keine degressive Abschreibung mehr.

· Der Anrechnungsfaktor der Gewerbesteuer auf die Einkommensteuer wird auf 3,8 erhöht.

· Die Regelungen zum sog. Mantelkauf werden dahingehend verschärft, dass bereits ab einem 25 %-igen Anteilseignerwechsel der Verlustabzug (teilweise) verloren geht. 

· Ab 2009 wird die geplante Abgeltungssteuer von 25 % auf Kapitalerträge eingeführt, wovon auch Veräußerungsgewinne von Wertpapieren u.ä. erfasst werden. Für Wertpapiere, die nach dem 1.1.2009 erworben werden, entfällt dann die einjährige Spekulationsfrist, nach deren Ablauf eine steuerfreie Veräußerung möglich war. Der bisherige Sparerfreibetrag und der Werbungskostenpauschbetrag werden zu einem einheitlichen Sparerpauschbetrag von 801 € (Verheiratete: 1.602 €) zusammengefasst. Der Abzug der tatsächlichen Werbungskosten ist grundsätzlich ausgeschlossen.

Folgende geplante Neuregelungen wurden in einigen Punkten geändert:

Investitionsabzugsbetrag für kleine und mittlere Unternehmen

Der sog. Investitionsabzug ersetzt die bisherigen Regelungen zur Ansparrücklage. Anders als im früheren Regierungsentwurf vorgesehen, muss das geförderte Wirtschaftsgut überwiegend, d.h. zu mehr als 90 %, betrieblich genutzt werden. Eine betriebliche Widmung von mehr als 50 % wird laut Gesetzesbegründung nicht mehr als ausreichend betrachtet. 

Dagegen blieb es dabei, den Investitionsabzug auf maximal 200.000 € pro Betrieb und Wirtschaftsjahr auszudehnen, wobei es bei diesem Betrag noch zu Änderungen im laufenden Gesetzgebungsverfahren kommen kann. Nichts geändert wurde auch an dem Vorhaben, die Existenzgründervariante zu streichen, ebenso wie die Einführung einer Gewinngrenze für Einnahme-Überschussrechner von 100.000 €, die beim Überschreiten zu einem Versagen des Investitionsabzugs führt. Die geförderten Investitionsgüter müssen künftig 2 Jahre statt bisher 1 Jahr im Betrieb verbleiben. 

Hinweis:

Mit dem neuen Investitionsabzug geht ein wichtiges Gestaltungsinstrument verloren, nämlich die Gewinnverlagerung in andere Geschäftsjahre. Bei nicht erfolgter Investition ändert sich nämlich rückwirkend der Gewinn des Jahres, in welchem der Investitionsabzug vorgenommen wurde. 

Die Neureglungen sind bereits auf Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach der Verkündung des Gesetzes im Bundesgesetzblatt enden. Da die Zustimmung des Bundesrats bereits im Juli 2007 erfolgen soll, wäre bereits das Wirtschaftsjahr 2007 bzw. 2007/2008 betroffen.

Geringwertige Wirtschaftsgüter

Als „geringwertig“ werden künftig nur noch Wirtschaftsgüter eingestuft, deren Anschaffungskosten 100 € nicht überschreiten. Das gilt einheitlich für alle Steuerpflichtige mit Gewinneinkünften. Im Bereich der Überschusseinkünfte, z.B. bei Arbeitnehmern, gilt die bisherige Grenze von 410 € weiter. 

Soweit die Anschaffungs-/ Herstellungskosten für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens mehr als 100 € und bis zu 1.000 € betragen, sind diese künftig in einen jahrgangsbezogenen Sammelposten einzustellen, der über die Dauer von 5 Jahren gleichmäßig aufzulösen ist. 

Steuerermäßigung für Einzel- und Personenunternehmen 

Damit auch Steuerpflichtige, die ihr Unternehmen in Form eines Einzel- oder Personenunternehmens betreiben, in ähnlicher Weise wie Kapitalgesellschaften von der Senkung der Steuersätze profitieren können, erhalten sie die Möglichkeit der sog. Thesaurierungsbegünstigung. Diese besteht in der Form eines Wahlrechts, nicht entnommene Gewinne mit 28,75 % zzgl. SolZ zu versteuern. Voraussetzung ist, dass der Steuerpflichtige bilanziert. Die Thesaurierungsbegünstigung kann betragsmäßig begrenzt werden. Betriebsaufgabe- oder Veräußerungsgewinne sind nicht thesaurierungsbegünstigt. Eine Ausnahme sieht der neue Regierungsentwurf für doppel- oder mehrstöckige Personengesellschaften vor, wenn diese Beteiligungen auf der unteren Ebene veräußern. 

Wird der begünstigte Gewinn später entnommen, ist er mit 25 % zzgl. SolZ und Kirchensteuer nachzuversteuern. Neu eingefügt wurde die Regelung, dass keine Nachversteuerung stattfindet, wenn der Betrag zur Bezahlung von Erbschaft- und Schenkungsteuer entnommen wurde, weil der Betrieb übertragen wurde. 

Hinweis:

Liegt der persönliche Einkommensteuersatz des Unternehmers im oberen Progressionsbereich, kann sich die Thesaurierungsbegünstigung insbesondere bei außerordentlich hohen Gewinnen lohnen, die auf lange Sicht im Unternehmen verbleiben sollen. Eine entsprechende Planung ist hier sehr wichtig, um eine Nachversteuerung weitestgehend zu umgehen. Sprechen Sie uns an!

Gewerbesteuerliche Hinzurechnungen

Künftig werden Finanzierungsentgelte einheitlich in Höhe von 25 % hinzugerechnet. Das sind:

· Entgelte für Schulden, egal ob es sich um Dauerschuldzinsen handelt oder nicht,

· Gewinnanteile des stillen Gesellschafters, Renten und dauernde Lasten,

· 20 % von Mieten und Pachten einschl. Leasingraten für bewegliche Wirtschaftsgüter, 75 % für unbewegliche Wirtschaftsgüter,

· 25 % der Kosten für Lizenzen (Ausnahme: sog. Vertriebslizenzen) und andere Rechte, die zeitlich befristet überlassen werden. 

Soweit die o.g. Entgelte nicht mehr als 100.000 € betragen, erfolgt keine Hinzurechnung. 

Hinweis:

Die ursprünglich angestrebte Vereinheitlichung der Bemessungsgrundlage von Körperschaft- und Gewerbesteuer wurde nicht erreicht: Finanzierungsentgelte werden wie bisher für gewerbesteuerliche Zwecke hinzugerechnet. Im Ergebnis kam es sogar zu einer Ausweitung der Tatbestände, die zu einer Hinzurechnung führen. 

Anders als der ursprüngliche Referentenentwurf vorsah, beträgt der Finanzierungsanteil bei Mieten für bewegliche Wirtschaftsgüter nicht mehr 25 % sondern nur noch 20 %. Die Absenkung führt bei den Gemeinden zu einem voraussichtlichen Steuerausfall von 24 Mio. €.

Steuervorauszahlungen

Bei der Festsetzung der Körperschaft- und Gewerbesteuervorauszahlung für das Jahr 2008 können die Tarifsenkungen nicht ohne weiteres berücksichtigt werden. Der Steuerpflichtige muss in seinem Antrag auf Anpassung der Vorauszahlung auch Sachverhalte erklären, die die Seite der Gegenfinanzierung betreffen und damit zu einer Erhöhung des Gewinns führen. Dadurch sollen die voraussichtlichen Steuermindereinnahmen im ersten Kassenjahr reduziert werden.

Darüber hinaus gab es noch weitere Anpassungen bei den Regelungen zur Funktionsverlagerung, wodurch sich der Gesetzgeber verspricht, ins Ausland verlagerte Geschäfts- und Gewinnchancen in Deutschland versteuern zu können.  

Durch die sog. Zinsschranke, die im Wesentlichen Konzernunternehmen betrifft, kann nur noch ein bestimmter Teil der Zinsen als Betriebsausgabe steuerlich abgezogen werden. Hier wurde der Passus neu eingefügt, wonach eine „schädliche“ Gesellschafterfremdfinanzierung bei einer Konzerngesellschaft zur Anwendung der Zinsschranke bei allen Konzerngesellschaften führt. Die Änderung führt dazu, dass mehr Unternehmen vom Abzugsverbot betroffen sind, war aber notwendig, um grenzüberschreitende Gestaltungen zu verhindern.

Hinweis:

Durch den Kabinettsentwurf wurde das Reformpaket auf den parlamentarischen Weg gebracht. Welche Änderungen es im Bundestag oder Bundesrat noch erfahren wird, bleibt abzuwarten. 

Auf alle Fälle stehen wir Ihnen beratend zur Seite, wenn Sie die Auswirkungen der Unternehmensteuerreform, die Sie persönlich betreffen, optimal gestalten wollen. 

Quelle: Entwurf eines Unternehmensteuerreformgesetzes 2008 vom 9. März 2007, LEXinform Nr. 0173149

3. Sonderabschreibung bei Betriebseröffnung auch ohne Ansparrücklage möglich

Wie der BFH bereits im Jahr 2006 entschied, können Sonderabschreibungen im Jahr der Betriebseröffnung auch ohne die vorherige Bildung einer Ansparrücklage vorgenommen werden, selbst wenn der Steuerpflichtige kein Existenzgründer ist. Steuerpflichtige können die Sonderabschreibung von 20 % der Anschaffungskosten nämlich nur dann vornehmen, wenn sie im vorangegangenen Wirtschaftsjahr eine Ansparrücklage gebildet haben, so war die bisherige Auffassung der Finanzverwaltung. Lediglich Existenzgründer mussten diese Voraussetzung nicht erfüllen und können daher die Abschreibung schon im Jahr der Betriebseröffnung in Anspruch nehmen. 

Das oben genannte BFH-Urteil begünstigt alle Steuerpflichtigen, die keine Existenzgründer sind, etwa weil sie vor Betriebseröffnung Gewinneinkünfte, z.B. aus Land- und Forstwirtschaft oder Gewerbebetrieb, erzielt haben und bereits im Jahr ihrer Betriebseröffnung durch eine Sonderabschreibung ihren Gewinn mindern wollen. Denn auch diese Unternehmen sollen von der Fördermöglichkeit der Sonderabschreibung profitieren können, obwohl sie im Jahr vor der Betriebseröffnung noch keine Rücklage bilden konnten, so die damalige Begründung des BFH. 

Da das Urteil sich auf das Jahr 2001 bezog, war allerdings strittig, ob es auch auf aktuelle Veranlagungen anzuwenden sei, denn inzwischen hatte sich die Rechtslage geändert. Dies bejahte inzwischen erfreulicherweise die OFD Koblenz. Das Urteil des BFH ist damit auf alle noch offenen Fälle anzuwenden.

Hinweis:

Somit können alle Steuerpflichtigen im Jahr ihrer Betriebseröffnung eine Sonderabschreibung auf neues bewegliches Anlagevermögen vornehmen. 

Bitte beachten Sie, dass sich im Zuge der Unternehmensteuerreform die bisherige Ansparrücklage in einigen wichtigen Punkten ändert und diese Änderungen wahrscheinlich bereits auf das Wirtschaftsjahr 2007 anzuwenden sind. Folgt man den Plänen der Bundesregierung, soll künftig auch gebrauchtes bewegliches Anlagevermögen gefördert werden. Sprechen Sie uns an, wenn Sie Fragen haben. Wir beraten Sie gerne!

Quelle: OFD-Koblenz, Verfügung vom 17. Januar 2007, S 2183b A St 31 3, LEXinform Nr. 5230550; BFH-Urteil vom 17. Mai 2006, 
X R 43/03, DStR 2006 S. 1220

4. EuGH kippt weitere deutsche Steuervorschrift  

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat die deutsche Regelung, wonach Abschreibungen wegen Verlusten von Auslandstochtergesellschaften nicht geltend gemacht werden können, für unzulässig erklärt. Nach den deutschen Vorschriften kann eine in Deutschland niedergelassene Muttergesellschaft Beteiligungswerte von Inlandstöchtern steuerwirksam abschreiben, wenn diese Verluste erwirtschaften. Anders sieht es aus, wenn die Tochtergesellschaft ihren Sitz im Ausland hat: dann sind die Verluste nur abzugsfähig, wenn dort später Gewinne von der selben Art erzielt werden bzw. die Tochtergesellschaft ein gewerbliches Unternehmen ist. 

Geklagt hatte ein Unternehmen der Tourismusbranche, das eine verlustträchtige Tochtergesellschaft in den Niederlanden hatte. Das Mutterunternehmen wollte die Abschreibungen auf den Beteiligungswert in Deutschland steuerlich geltend machen. Das Finanzamt verweigerte die Verlustberücksichtigung. Dagegen klagte die Gesellschaft vor dem Kölner Finanzgericht, das schließlich die Frage zur Klärung an den EuGH weiterleitete.

Der EuGH stellte zunächst fest, dass die deutsche Regelung Muttergesellschaften steuerlich unterschiedlich behandelt, je nachdem, ob ihre Beteiligungsverluste aus Tochtergesellschaften im Inland oder dem Ausland stammen würden. Der EuGH wies auch das Argument der deutschen Regierung zurück, es bestünde eine Gefahr, die im Ausland erlittenen Verluste doppelt berücksichtigen zu müssen. Da die fraglichen Verluste bei der Muttergesellschaft entstanden seien, werden sie auch nur bei ihr berücksichtigt, so die Begründung des EuGH. Auch könne die deutsche Regelung nicht durch die Gefahr der Steuerumgehung gerechtfertigt werden. Nach alledem kam der EuGH zu dem Ergebnis, dass die deutsche Beschränkung nicht mit der Niederlassungsfreiheit vereinbar sei.   

Hinweis:

Wie sich das Urteil auf die deutsche Besteuerungspraxis auswirkt, ist noch offen. Die Konsequenzen prüft derzeit noch das Bundesfinanzministerium.

Quelle: EuGH-Urteil vom 29. März 2007, C 347/04, LEXinform Nr. 5210453; EuGH-Pressemitteilung vom 29. März 2007, Nr. 29/07, 
LEXinform Nr. 0173264

5. Bewirtung freier Mitarbeiter in vollem Umfang abzugsfähig?

Werden eigene Arbeitnehmer z.B. anlässlich von Betriebsausflügen bewirtet, sind die Kosten grundsätzlich betrieblich veranlasst und können in vollem Umfang als Betriebsausgaben steuerlich geltend gemacht werden. Doch gilt das auch für einen Unternehmer, der seine freien Mitarbeiter anlässlich 
einer internen Schulungsveranstaltung beköstigt? Oder ist in diesen Fällen die Regelung der geschäftlichen Bewirtung anzuwenden, wonach nur 70 % der Kosten als Betriebsausgaben von der Steuer abgesetzt werden können? Wie das Finanzgericht Rheinland-Pfalz entschied, sind die Kosten ohne Einschränkung abziehbar.

Geklagt hatte ein Unternehmen, das Schulungen für seine freien Mitarbeiter durchführte. Deren Aufgabe bestand als Fachberater oder Handelsvertreter darin, in Warenhäusern Kochvorführungen mit Kochgeräten des Unternehmens zu veranstalten mit dem Ziel, anschließend Kaufverträge über die Geräte zu vermitteln. Die freien Mitarbeiter erhielten bei erfolgreicher Vermittlung eine Provision. Für eine erfolgreiche Vermittlung waren nach Ansicht des Unternehmens permanente Schulungsmaßnahmen erforderlich. Um das umfangreiche Schulungsprogramm zu bewältigen, wurden die Schulungsteilnehmer an Ort und Stelle mit Speisen und Getränken versorgt. Die Kosten dafür wurden in vollem Umfang als Betriebsausgaben geltend gemacht, was bei einer anschließenden Betriebsprüfung bemängelt wurde: Es seien nur 70 % der Kosten abzugsfähig, da es sich bei den Fachberatern nicht um eigene Arbeitnehmer handeln würde, so die Ansicht des Betriebsprüfers. 

Das Finanzgericht sah das anders. Nur wenn Personen aus geschäftlichem Anlass bewirtet werden, sind die Kosten teilweise abzugsfähig. Damit solle dem Umstand Rechnung getragen werden, dass durch die Bewirtung auch die Lebensführung der Teilnehmer berührt wird. Allerdings sei die Bewirtung von freien Mitarbeitern anlässlich von Schulungen, Informationsveranstaltungen oder Erfahrungsaustauschen kein geschäftlicher sondern ein betrieblicher Anlass. Die durchgeführten Schulungen dienten ausschließlich der Fortbildung und nicht der Anbahnung oder Vertiefung der Geschäftsbeziehungen, was ein typisches Merkmal für eine geschäftliche Bewirtung sei.      

Hinweis:

Gegen das Urteil hat das Finanzamt Revision eingelegt. Nun muss der BFH entscheiden, ob bei solchen Veranstaltungen die Kosten in vollem Umfang abzugsfähig sind, auch wenn die bewirteten Personen keine eigenen Arbeitnehmer sind. Für die Auffassung der Finanzverwaltung und wohl auch die überwiegende Meinung im Schrifttum spricht, dass keine Abgrenzungsprobleme entstehen, wenn nur Arbeitnehmerbewirtungen von der Abzugsbeschränkung ausgenommen werden. Bspw. fällt die Bewirtung von bloßen Besuchern des Betriebes unter die Abzugsbegrenzung, da deren Bewirtung ein Teil der Öffentlichkeitsarbeit darstellt. Darüber hinaus lassen sich die vertraglichen Beziehungen zu den freien Mitarbeitern unter dem Begriff der „Geschäftsbeziehungen“ zusammenfassen und schließlich dient deren Bewirtung dem Ziel, Geschäftsabschlüsse zu erleichtern.  

Quelle: FG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 15. Februar 2006, 1 K 1962/05, Revision eingelegt (Az. des BFH: I R 75/06), DStRE 2007 S. 330

6. Abzug für Arbeitszimmer bei einer GbR

Zwei Eheleute betrieben ein Ingenieurbüro in Form einer GbR. Die GbR übte ihr Unternehmen hauptsächlich in gemieteten Büroräumen aus. Dort befanden sich die Arbeitsplätze der Angestellten sowie des Ehegatten-Gesellschafters. Die Ehefrau hatte ihren Arbeitsplatz in einem Raum des gemeinsamen Einfamilienhauses. Neben der Ehefrau nutzte auch der Ehemann das häusliche Arbeitszimmer an den Wochenenden und um Objekte des Unternehmens zu repräsentieren. Insgesamt nutzten die Ehefrau das Arbeitszimmer zu 90 % und der Ehemann zu 10 %. Die Kosten des Arbeitszimmers wurden in vollem Umfang als Betriebsausgaben verbucht. 

Das wollte das Finanzamt nicht anerkennen, denn schließlich gehöre das Arbeitszimmer zur Hälfte dem Ehemann und zur anderen Hälfte der Ehefrau. Somit entfallen auch nur 50 % der Aufwendungen auf die Ehefrau, die auch unstreitig abziehbar sind. Die anderen Kosten seien dem Ehemann zuzurechnen, der aber seinen Arbeitsplatz in den gemieteten Räumen der GbR habe und nicht mehr als 50 % seiner Gesamtarbeitszeit im gemeinsamen Arbeitszimmer verbringe. Die weiteren Kosten könnten damit steuerlich nicht anerkannt werden. 

Das bestätigte schließlich auch das Berliner Finanzgericht. Eine GbR könne die Ausgaben für ein häusliches Arbeitszimmer nur in dem Umfang abziehen, als die Kosten auch im Hinblick auf den einzelnen Gesellschafter abzugsfähig sind. Der betrieblich genutzte Raum stehe je zur Hälfte im Sonderbetriebsvermögen der beiden Gesellschafter. Folglich seien die damit verbundenen Aufwendungen auch je zur Hälfte den beiden Eheleuten als Sonderbetriebsausgaben zuzurechnen. Da ein häusliches Arbeitszimmer nur dann steuerlich geltend gemacht werden könne, wenn entweder kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht oder der Umfang der zeitlichen Nutzung mehr als 50 % der Gesamttätigkeit beträgt, komme ein Betriebsausgabenabzug für den Anteil des Ehemanns nicht in Betracht.

Hinweis:

Seit 2007 entfällt der auf 1.250 € beschränkte Abzug für ein häusliches Arbeitszimmer, wenn entweder kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht oder die Nutzung mehr als 50 % der gesamten beruflichen oder betrieblichen Tätigkeit ausmacht. Grundsätzlich ist der Abzug nur noch dann möglich, wenn das Arbeitszimmer den Betätigungsmittelpunkt darstellt oder es sich um eine Betriebsstätte des Steuerpflichtigen handelt. 

Viele Steuerpflichtige gehen ab 2007 bei den Arbeitszimmerkosten leer aus. Gehört das Arbeitszimmer zum notwendigen Betriebsvermögen, etwa weil die Geringfügigkeitsgrenze überschritten ist, muss trotzdem keine Entnahme versteuert werden. Das Arbeitszimmer bleibt auch dann Betriebsvermögen, wenn ab 2007 keine Betriebsausgaben mehr geltend gemacht werden können. 

Im Übrigen können Einrichtungsgegenstände wie Schreibtisch, Stuhl und Bücherregal auch künftig als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abgezogen werden, auch wenn das Arbeitszimmer nicht den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und beruflichen Tätigkeit bildet.

Quelle: FG Berlin, Urteil vom 10. Juli 2006, 8 K 8092/03, rkr., DStRE 2007 S. 331

7. Honorarnachzahlung an Freiberufler steuerlich begünstigt  

Vergütungen für mehrjährige Tätigkeiten, wie etwa Abfindungen, werden steuerlich durch die sog. Fünftel-Regelung entlastet. Dabei erhält der Steuerpflichtige einen günstigeren Steuersatz, als wenn er seine Einkünfte ohne die Entlastungsregelung versteuern müsste. Der BFH musste kürzlich in einem Fall entscheiden, ob es sich um eine solche begünstigte Vergütung handelt. 

Betroffen war ein Diplom-Psychologe, der seine Einnahmen größtenteils aus Abrechnungen gegenüber der Kassenärztlichen Vereinigung erzielte. Im Jahr 2001 erhielt er nach einem Rechtsstreit eine Honorarnachzahlung für die Jahre 1993 bis 1998 von rund 115.000 €. In seiner Einkommensteuererklärung beantragte der Steuerpflichtige, die Nachzahlung ermäßigt zu versteuern, da es sich nach seiner Meinung um eine Vergütung für eine mehrjährige Tätigkeit handeln würde. Für das Finanzamt war die Zahlung jedoch ein laufender Gewinn, der ohne Begünstigung zu besteuern sei. Nach dessen Dafürhalten sei Voraussetzung für eine begünstigte Vergütung gewesen, dass es sich um eine abgrenzbare Sondertätigkeit handeln müsse oder die Vergütung für eine Sache gezahlt wurde, die sich über mehrere Jahre erstreckt habe und der sich der Steuerpflichtige ausschließlich gewidmet habe. Beide Voraussetzungen seien hier nicht erfüllt. 

Das Finanzgericht und schließlich auch der BFH waren aber anderer Ansicht als das Finanzamt. Die Begünstigungsregelung solle nämlich bewirken, dass Einkünfte für eine mehrjährige Tätigkeit steuerlich nicht stärker belastet werden sollen, als wenn in jedem Jahr ein Anteil zugeflossen wäre. Daher sei sie im konkreten Fall anwendbar, da es bei Vergütungen für mehrjährige Tätigkeiten typisch sei, dass diese eine entsprechende Progressionswirkung erwarten lassen, wie etwa bei einer Honorarnachzahlung für mehrere Jahre wegen eines Rechtsstreits. Unwichtig sei es dabei, dass sich der nachgezahlte Betrag aus Einzelbeträgen zusammensetze, die jeweils nur einem bestimmten Vorjahr zuzurechnen sind.

Hinweis:

Um in den Genuss der sog. Fünftel-Regelung zu kommen, musste bis einschließlich 2006 die Nachzahlung nur 2 Kalenderjahre betreffen. Dies wurde durch das Jahressteuergesetz 2007 geändert: ab dem 1.1.2007 muss der Nachzahlungszeitraum darüber hinaus auch 12 Kalendermonate umfassen.

Quelle: BFH-Urteil vom 14. Dezember 2006, IV R 57/05, BFH/NV 2007 S. 342

8. Zuschuss zum Stadtfest nicht umsatzsteuerpflichtig 

Wird ein Zuschuss geleistet, stellt sich umsatzsteuerlich nicht selten das Problem, ob dieser als umsatzsteuerpflichtiges Entgelt zu betrachten ist oder ob es sich um einen sog. echten Zuschuss handelt, der nicht der Umsatzsteuer unterliegt. Letzteres liegt z.B. dann vor, wenn die öffentliche Hand Zahlungen an Unternehmer für solche Tätigkeiten leistet, die einem strukturpolitischen Ziel dienen. Stellt die Zahlung aber eine Gegenleistung für die Leistung des Zuschussempfängers dar, ist darauf Umsatzsteuer abzuführen. 

Das Sächsische Finanzgericht musste über die Umsatzsteuerpflicht eines Zuschusses entscheiden, den eine Kommune an einen privaten Träger leistete, damit dieser eine kulturelle Veranstaltung durchführen konnte.

Im konkreten Fall wurde ein Verein zur Durchführung eines Stadtfestes gegründet, das anlässlich des Stadtjubiläums ausgerichtet werden sollte. Hierfür wurden Zuschüsse von insgesamt rund 300.000 € von der Stadt an den Verein weitergeleitet. Die konzeptionelle Vorbereitung, Organisation und Durchführung des Stadtfestes war allein Aufgabe des Vereins. Als das Finanzamt bei dem Verein später eine Außenprüfung durchführte, vertrat es die Ansicht, es handele sich bei den Zuschüssen um umsatzsteuerpflichtiges Entgelt und forderte eine Umsatzsteuernachzahlung. Für das Finanzamt war es klar, dass zwischen den Zuschüssen und der Leistung des Klägers, nämlich der Durchführung des Stadtfestes, ein unmittelbarer Zusammenhang bestand. Nachdem der Verein erfolglos Einspruch eingelegt hatte, gab ihm schließlich das Finanzgericht Recht. 

Leistet eine Kommune an einen eingetragenen Verein Zuschüsse, damit dieser das alljährliche Stadtfest sowie die Feierlichkeiten anlässlich eines Stadtjubiläums vorbereiten und durchführen könne, unterliegen diese dann nicht der Umsatzsteuer, wenn Zuschüsse und Leistungen des Vereins nicht hinreichend miteinander verzahnt seien, so die Begründung des Finanzgerichts. Davon gingen die Richter in diesem Fall aus, da die Stadt keinen Einfluss auf die zu erbringende Leistung des Vereins genommen hatte bzw. dazu auch keine Möglichkeit bestand. Darüber hinaus erreichte der Verein auch eine gewisse Unabhängigkeit von den Zuwendungen der Stadt, da ihm in diesem Zusammenhang anderweitige Einnahmen aus Mitgliedsbeiträgen und Sponsoring zuflossen.

Hinweis:

Mit dem Urteil wurde erstmals über die umsatzsteuerliche Behandlung von öffentlichen Zuschüssen entschieden, die zur Durchführung einer kulturellen Veranstaltung ausgereicht wurden. Dabei orientierte sich das Gericht an den allgemeinen Grundsätzen zur Unterscheidung zwischen echten und unechten Zuschüssen sowie an der zu ähnlichen Fällen ergangenen Rechtsprechung französischer Gerichte, die ebenfalls an die Sechste Mehrwertsteuer-Richtlinie gebunden sind. 

Da das Finanzamt gegen das Urteil Revision eingelegt hat, muss nun letztendlich der BFH über diese Angelegenheit entscheiden.   

Quelle: Sächsisches Finanzgericht, Urteil vom 8. Juni 2006, 3 K 2006/03, Revision eingelegt (Az. des BFH: V R 38/06), EFG 2006 S. 1862

9. Beitritt Rumäniens und Bulgariens zur EU - umsatzsteuerliche Auswirkungen

Seit dem 1.1.2007 gehören die Republiken Bulgarien und Rumänien zur EU. Das Gebiet der beiden Staaten gehört ab diesem Zeitpunkt zum umsatzsteuerlichen Gemeinschaftsgebiet. Für den Waren- und Dienstleistungsverkehr mit Rumänien und Bulgarien gelten damit auch die üblichen innergemeinschaftlichen Regelungen, wie etwa für den innergemeinschaftlichen Erwerb oder innergemeinschaftliche Lieferungen.

Der innergemeinschaftliche Erwerb durch bestimmte Unternehmer, wie etwa pauschalierende Land- und Forstwirte, Kleinunternehmer oder Unternehmer mit ausschließlich steuerfreien Umsätzen, wird nur dann umsatzsteuerpflichtig wenn die Erwerbsschwelle von 20.000 BGN für Bulgarien bzw. 33.700 RON für Rumänien überschritten wird. Alternativ dazu kann auch auf die Anwendung der Erwerbsschwelle verzichtet werden. Die Lieferschwelle, wonach eine Lieferung in den beiden Beitrittsländern zu versteuern ist, wenn der Abnehmer z.B. eine Privatperson ist, beträgt für Bulgarien 70.000 BGN und für Rumänien 118.000 RON. 

Wichtig für innergemeinschaftliche Lieferungen ist der Nachweis der Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (USt-ID). Diese werden in den beiden Ländern wie folgt aufgebaut sein: 

· Bulgarien: BG + ein Block mit 9 oder 10 Ziffern (z.B. BG9999999999)

· Rumänien: RO + ein Block mit 2 bis 10 Ziffern (z.B. RO99999) 

Unternehmer können sich die Gültigkeit der USt-ID durch das Bundeszentralamt für Steuern bestätigen lassen, was auch über das Internet möglich ist unter www.bzst.bund.de. 

Damit es nicht zu Übergangsschwierigkeiten kommt, wird bei Lieferungen zwischen dem 31.12.2006 und dem 1.4.2007 eine fehlende USt-ID nicht beanstandet, wenn der Abnehmer schriftlich erklärt, er habe die USt-ID beantragt und diese nachträglich aufgezeichnet wird, sobald sie vorliegt. 

Was aber gilt für Lieferungen, die vor dem 1.1.2007 ausgeführt wurden, deren Liefergegenstände erst nach dem 31.12.2006 ins Gemeinschaftsgebiet bzw. ins Gebiet der Beitrittsstaaten gelangen? Diese sind als Ausfuhrlieferungen steuerfrei.

 Quelle: BMF-Schreiben vom 28. Januar 2007, IV A S 7058 26/06, BStBl. 2007 I S. 208

10. Diese Unterlagen können Sie im Jahr 2007 vernichten

Der Steuerpflichtige ist per Gesetz dazu verpflichtet, Belege aufzubewahren, wenn diese Bestandteile einer Buchführungs- und Aufzeichnungspflicht sind. Die Aufbewahrungsfristen betragen 6 oder 10 Jahre. Die folgenden schriftlichen oder elektronisch erstellten Geschäftsunterlagen können im Jahr 2007 vernichtet werden:

· Buchungsbelege, wie etwa Rechnungen, Lieferscheine, Steuerbescheide oder Kontoauszüge aus dem Jahr 1996 oder früher,

· Inventare, die bis zum 31.12.1996 aufgestellt worden sind,

· Bücher, in denen die letzte Eintragung im Jahr 1996 oder früher erfolgt ist,

· Jahres-, Konzern- und Zwischenabschlüsse, Eröffnungsbilanzen und Lageberichte, die 1996 oder früher aufgestellt worden sind,

· Lohnunterlagen für die Sozialversicherung bis zum Ablauf des auf die letzte Prüfung folgenden Jahres,

· Lohnkonten und die in diesem Zusammenhang aufzubewahrenden Belege mit Eintragungen aus 2000 und früher,

· erhaltene und versandte Handels- und Geschäftsbriefe, die 2000 oder früher erhalten oder versandt wurden oder

· sonstige für die Besteuerung bedeutsame Belege, z.B. Ein- und Ausfuhrbelege, Mahnvorgänge sowie Grund- und Handelsregisterauszüge aus 1999 oder früher.

Hinweis:

Die o.g. Unterlagen dürfen jedoch nicht vernichtet werden, wenn sie für 

· eine begonnene Außenprüfung,

· für anhängige steuerstraf- oder bußgeldrechtliche Ermittlungen,

· für ein schwebendes oder wegen einer Außenprüfung zu erwartendes Rechtsbehelfsverfahren,

· zur Begründung von Anträgen beim Finanzamt,

· bei vorläufigen Steuerfestsetzungen oder

· für Vorsteuerberichtigungstatbestände

von Bedeutung sind.

Aber auch wenn die Aufbewahrungsfristen bereits abgelaufen sind, kann es sinnvoll sein, Unterlagen länger aufzubewahren, um z.B. Vorgänge nachweisen zu können, die auch noch in der Gegenwart Bedeutung haben, deren Ursachen aber weit zurück liegen. 

Interne Aufzeichnungen, wie etwa Kalender oder Arbeitsberichte, sind nicht aufbewahrungspflichtig. Ob und wie lange diese Unterlagen aufzubewahren sind, richtet sich allein nach der innerbetrieblichen Notwendigkeit. 

Nicht aufbewahrungspflichtig sind Unterlagen außerhalb der Buchführungs- und Aufzeichnungspflicht. Das betrifft vor allem Steuerpflichtige mit Überschusseinkünften, wie etwa Vermietungs- oder Kapitaleinkünfte, sowie Arbeitnehmer oder Rentner aber auch Belege im Zusammenhang mit Sonderausgaben oder außergewöhnlichen Belastungen. Werden diese nach der Veranlagung vom Finanzamt zurückgegeben, kann der Steuerpflichtige sie anschließend vernichten. Das gilt auch, wenn die Steuer unter dem Vorbehalt der Nachprüfung festgesetzt wurde. Werden die Daten der Steuererklärung der Finanzverwaltung mit dem Programm ELSTER übermittelt, sind die Belege bis zum Eintritt der Bestandskraft/Rechtskraft bzw. bis zur Aufhebung des Vorbehalts der Nachprüfung aufzubewahren.

Eine Besonderheit besteht für private Auftraggeber, die Leistungen von Unternehmern im Zusammenhang mit einem Grundstück beziehen (z.B. Bauleistungen, Instandhaltungsarbeiten in und an Gebäuden, Vermietung von Containern sowie Architektenleistungen, Leistungen von Gärtnern und Reinigungsfirmen). Die Rechnungen müssen 2 Jahre aufbewahrt werden. Die Frist beginnt am Schluss des Jahres, in dem die Rechnung ausgestellt wurde. 

Hinweis:

Bilanzierende müssen eine Rückstellung für ihre Aufbewahrungspflichten bilden. 

Quelle: OFD-München, Verfügung vom 9. Februar 2004, S 0240 4 St 312, DStR 2004 S. 687

11. Neue Urteile zur Pendlerpauschale  

Bereits in unserer vorherigen Ausgabe haben wir berichtet, dass das Niedersächsische Finanzgericht die Neuregelung der Pendlerpauschale ab 2007 für verfassungswidrig hält. Laut Gesetz sind die Aufwendungen für die Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte seit Beginn dieses Jahres nicht mehr als Werbungskosten oder Betriebsausgaben abzugsfähig, was auf dem sog. Werkstorprinzip beruht. Nur aufgrund einer Härtefallregelung sind die Kosten ab dem 21. Entfernungskilometer absetzbar. Diese Regelung hält das Niedersächsische Finanzgericht für verfassungswidrig, weil damit gegen das Prinzip der Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit sowie gegen das objektive Nettoprinzip verstoßen werde.

Nun haben sich inzwischen zwei weitere Gerichte mit der Sache befasst. Das Finanzgericht des Saarlandes hält die Neuregelung der Entfernungspauschale ebenfalls für verfassungswidrig. Dabei schlossen sich die Richter bei ihrer Begründung im Wesentlichen der Meinung des Niedersächsischen Finanzgerichtes an. 

Anderer Ansicht war das Finanzgericht Baden-Württemberg: es hält die gekürzte Entfernungspauschale für mit dem Grundgesetz vereinbar. Nach dessen Ansicht verstoße die Neuregelung weder gegen das Prinzip der Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit noch gegen das objektive Nettoprinzip. Die Regelung zur bisherigen Entfernungspauschale wurde bislang als eine Steuervergünstigung beurteilt und bei diesen stehe dem Gesetzgeber eine weite Beurteilungs- und Gestaltungsfreiheit zu. Die Entscheidung, die Arbeitssphäre erst am Werkstor beginnen zu lassen und damit die Kosten für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte nicht mehr steuerlich anzuerkennen, halte sich im Rahmen des verfassungsrechtlich anerkannten Gestaltungsspielraums des Gesetzgebers. Erst recht sei es verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, dass die gekürzte Entfernungspauschale sog. Fernpendler subventioniere.     

Hinweis:

Das sog. Werkstorprinzip ist nicht unumstritten. Die Ausführungen des Finanzgerichtes Baden-Württemberg spiegelt eine im Schrifttum mitunter vertretene Ansicht wider. 

Nun hat sich das Bundesverfassungsgericht mit der neu geregelten Entfernungspauschale zu befassen, wo das Verfahren unter dem Aktenzeichen 2 BvL 1/07 anhängig ist. Obwohl die Neuregelung erst ab 2007 in Kraft getreten ist, gibt es Fälle, in denen bereits jetzt dagegen Rechtsmittel einzulegen sind, wie etwa bei der Eintragung eines Freibetrags auf der Lohnsteuerkarte, wenn wie bisher die vollständige Entfernung als Werbungskosten berücksichtigt werden soll. Wir beraten Sie gerne!

Quelle: FG des Saarlandes, Beschluss vom 22. März 2007, 2 K 2442/06, n.v.; FG des Saarlandes, Pressemitteilung vom 27. März 2007, Medieninformation III/2007, LEXinform Nr. 0173259; FG Baden-Württemberg, Urteil vom 7. März 2007, 13 K 283/06, n.v.; FG Baden-Württemberg, Pressemitteilung vom 15. März 2007, Nr. 1/2007, LEXinform Nr. 0173241; Niedersächsisches Finanzgericht, Urteil vom 27. Februar 2007, 8 K 549/06, Anrufung des BVerfG (Az. 2 BvL 1/07), LEXinform Nr. 5004161

12. Rentenversicherungsbeiträge auch weiterhin nur als Sonderausgaben absetzbar?  

So sieht es jedenfalls das Finanzgericht Köln und bestätigt dabei die Ausführungen des BFH, der in einem Verfahren zum vorläufigen Rechtsschutz ähnlich argumentiert hatte. Im konkreten Fall schlossen sich die Richter nicht der Auffassung einer 30-jährigen Steuerpflichtigen an, wonach Beiträge zur Rentenversicherung als vorweggenommene Werbungskosten unbeschränkt abziehbar sein müssten, weil die spätere Rente schließlich – u.U. in vollem Umfang – zu steuerpflichtigen Einkünften führe.   

Hintergrund ist das Alterseinkünftegesetz, das eine sog. nachgelagerte Besteuerung ab dem Jahr 2005 einführte. Renten und andere Altersvorsorgebezüge werden nicht mehr mit dem Ertragsanteil besteuert, sondern in Abhängigkeit vom Jahr des Rentenbeginns mit dem Besteuerungsanteil. Dieser beträgt zunächst 50 % und steigt schrittweise bis zum Jahr 2040 auf 100 % an. Im Gegenzug können Beiträge zur Rentenversicherung sowie andere Altersvorsorgeaufwendungen mit 60 % als Sonderausgaben abgezogen werden. Bis zum Jahr 2025 steigt der Anteil allmählich bis auf 100 %.

Dass die Beiträge zur Altersvorsorge uneingeschränkt als vorweggenommene Werbungskosten absetzbar sein müssten, vermochte das Finanzgericht nicht festzustellen. Der Gesetzgeber habe die Aufwendungen zwingend dem beschränkten Sonderausgabenabzug zugewiesen. Im Übrigen – so auch der BFH – sei die Zuordnung zu den Sonderausgaben verfassungsrechtlich unbedenklich.

Hinweis:

Gegen das Urteil, das noch nicht veröffentlicht wurde, ist die Revision zugelassen worden. Bundesweit können Einspruchsverfahren im Hinblick auf dieses Verfahren zum Ruhen gebracht werden. Ein Aktenzeichen liegt bislang noch nicht vor. 

Quelle: FG Köln, Pressemitteilung vom 15. März 2006, 12 K 2253/06, LEXinform Nr. 0173235

13. Grundsteuererlass bei Mieteinbußen?  

Wer sich als Hausbesitzer über leer stehende Wohnungen, ausbleibende Mieten oder Mietminderungen wegen Hochwasser, Brand- oder Sturmschaden beklagen muss, dem kann ein Teil der Grundsteuer im Nachhinein erlassen werden; darauf hat er einen gesetzlichen Anspruch. Die teilweise Rückerstattung kann bis zu 80 % der bereits gezahlten Grundsteuer betragen. 

Nun soll der gemeinsame Senat der obersten Gerichtshöfe darüber entscheiden, ob ein Grundsteuererlass nur bei atypischen und vorübergehenden Ertragsminderungen in Betracht kommt oder auch bei strukturell bedingten Ertragsminderungen von nicht nur vorübergehender Natur greifen soll. Das ging aus einem aktuell veröffentlichten Beschluss des BFH hervor. Bisher führen strukturell bedingte Ertragsminderungen nicht zu einem Steuererlass. Gründe dafür können etwa im allgemeinen Mietverfall im Umkreis des Mietshauses, einem generellen Überangebot an Wohnungen oder einem Bevölkerungsrückgang in der Region liegen. 

Im verhandelten Fall vermietete eine Immobilien-KG ein Bürogebäude in Berlin. Da das Gebäude teilweise leer stand und die übrigen Mieten weit hinter der ortsüblichen Miete zurück blieben, wurde ein Grundsteuererlass beantragt. Das lehnte das Finanzamt erwartungsgemäß ab. Nach erfolgloser Klage beim Finanzgericht, musste der BFH über die Sache befinden, der aber seine Zweifel an der Rechtsauslegung von Finanzamt und Finanzgericht hatte.   

Hinweis:

Der Erlassantrag für das Vorjahr muss spätestens bis zum 31. März gestellt werden. Im Hinblick auf die möglicherweise erweiterten Erlassgründe sollten Vermieter in jedem Fall beweiskräftige Unterlagen sammeln, um wegen eingetretener Mietminderungen eine Erstattung der Grundsteuer zu erreichen.  

Quelle: BFH-Beschluss vom 13. September 2006, II R 5/05, LEXinform Nr. 5003351

14. Steuerliche Anreize für Nachrüstung von Diesel-Pkw

Zum 1.4.2007 tritt das Vierte Gesetz zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes in Kraft. Die Nachrüstung von Diesel-Pkw mit umweltfreundlichen Rußpartikelfiltern wird damit steuerlich gefördert. Vor allem in Ballungsgebieten soll die Nachrüstung die Feinstaubbelastung vermindern.

Vorgesehen ist ein einmaliger Steuernachlass bei der Kraftfahrzeugsteuer von 330 €. Die Steuergutschrift soll in etwa die Hälfte der Nachrüstungskosten von durchschnittlich 600 € decken. Gefördert werden Nachrüstungen vom 1.1.2006 bis zum 31.12.2009. Wenn es zu einem Wechsel des Fahrtzeughalters kommt, kann der neue Eigentümer eine noch nicht abgelaufene Steuerbefreiung übernehmen.

Fahrzeughalter, die ihren Diesel-Pkw bereits im Jahr 2006 mit moderner Filtertechnik nachgerüstet haben, erhalten die Steuerbefreiung rückwirkend. Generell wird die Steuerbefreiung jedoch erst gewährt, wenn die Kfz-Zulassungsstelle die technische Nachrüstung festgestellt hat – also ab dem Tag, an dem die Voraussetzungen nachgewiesen werden. Die Zulassungsstellen melden den Finanzämtern die Nachrüstung. Die Steuerbefreiung gilt solange, bis der Betrag von 330 € erreicht ist. 

Die Technik-Anforderungen an die Filter sind in der Straßenverkehrs-Zulassungsordnung geregelt. Es werden jedoch keine bestimmten Filtertechniken gefördert. Vielmehr steht im Vordergrund, technikneutrale Anreize für einen möglichst geringen Partikelausstoß zu schaffen. 

Für Fahrzeuge, die nicht nachgerüstet werden, und Neuwagen ohne Filter wird die Kfz-Steuer ab April 2007 erhöht: um 1,20 € je 100 Kubikzentimeter Hubraum. Davon sind auch Wagen der Euro-4-Abgasnorm betroffen, sofern sie nicht den Partikelgrenzwert von 0,005 g/km der geplanten Euro-5-Norm einhalten. 

Hinweis:

Dieser Zuschlag dient der Gegenfinanzierung der Steuerbefreiung. Da den Ländern das Aufkommen aus der Kfz-Steuer zusteht, würden ihnen sonst zu große Steuerausfälle drohen.

Quelle: Viertes Gesetz zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes, BGBl. 2007 I S. 356; Gesetzliche und andere Neureglungen zum 
1. April 2007, Pressemitteilung der Bundesregierung vom 29. März 2007, LEXinform Nr. 0173266

15. Haushaltsnahe Dienstleistungen: Bescheinigung für Wohnungseigentümer und Mieter 

Wie die Finanzverwaltung kürzlich klar stellte, können auch Wohnungseigentümer von der Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistungen oder Beschäftigungsverhältnisse, wie etwa bei Reinigung und Pflege von Gemeinschaftsräumen, profitieren. Für die Steuerermäßigung müssen folgende Voraussetzungen erfüllt sein:

· in der Jahresabrechnung müssen die im Kalenderjahr unbar gezahlten Beträge jeweils für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse und Dienstleistungen gesondert aufgeführt sein,

· der Anteil der steuerbegünstigten Kosten (Arbeits- und Fahrtkosten) muss ausgewiesen werden und 

· der Anteil des Wohnungseigentümers muss anhand seines Beteiligungsverhältnisses individuell errechnet werden.

Die Begünstigung können auch Mieter beanspruchen, wenn in den Nebenkosten ebensolche Beträge enthalten sind.

Damit die anteiligen Aufwendungen dem Finanzamt nachgewiesen werden können, gibt es dazu nun ein entsprechendes Formular, auf dem die anteiligen steuerbegünstigten Aufwendungen vom Vermieter oder Verwalter nachzuweisen sind.  

Begünstigte Tätigkeiten sind geringfügige Beschäftigungen in Privathaushalten, wie etwa für die Anstellung eines Hausmeisters oder Gärtners. Von den (anteiligen) Aufwendungen können 10 % und maximal 510 € direkt von der Steuer abgezogen werden. Handelt es sich um ein sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis werden 12 % der Kosten begünstigt, maximal 2.400 €. 

Wird die Tätigkeit durch einen selbständigen Unternehmer ausgeführt, sind auch diese Dienstleistungen begünstigt. Um sog. haushaltsnahe Dienstleistungen handelt es sich z.B. bei der Reinigung von Wohnung und Gemeinschaftsanlagen durch Angestellte einer Dienstleistungsagentur oder einen selbständigen Fensterputzer oder bei Gartenpflegearbeiten (Rasenmähen, Heckenschneiden). Die (anteiligen) Aufwendungen, zu denen die Arbeits-, Maschinen- und Fahrtkosten aber keine Materialkosten gehören, werden in Höhe von 20 % steuerlich gefördert, maximal bis zu 600 €.  

Seit 2006 werden auch handwerkliche Tätigkeiten gefördert. Dazu zählen u.a.:

· Arbeiten am und im Gebäude, in der Wohnung oder den Gemeinschaftsanlagen, wie etwa Schönheitsreparaturen, Reparaturen an Heizungsanlagen, Elektro-, Gas und Wasserinstallationen, Maßnahmen im Sanitärbereich, Austausch von Fenstern und Türen sowie Arbeiten am Dach und an der Garage,

· Reparatur und Wartung von Gegenständen im Haushalt, z.B. Waschmaschine, Geschirrspüler, Herd, Fernseher, PC,

· Maßnahmen der Gartengestaltung oder Pflasterarbeiten sowie

· Kontroll- und Wartungsarbeiten (Schornsteinfeger, Heizungsanlagen). 

Hinweis:

Wichtig ist, dass Handwerksleistungen erst ab 2006 steuerlich geltend gemacht werden können. Dabei kommt es auf den Tag der Bezahlung an, der nach dem 31.12.2005 liegen muss. Kosten für die Renovierung der Hausfassade sind – wie der BFH in einem aktuellen Urteil entschied – keine haushaltsnahe Dienstleistung und führen erst ab 2006 als Handwerksleistung zu einer Steuerermäßigung. 

Die Kosten für diese Tätigkeiten können ebenfalls in Höhe von 20 % und bis zu 600 € direkt von der Steuer abgezogen werden. Wichtig ist auch hier, dass Materialkosten nicht begünstigt werden.

Hinweis:

Wohnungseigentümer und Mieter sollten sich auf alle Fälle von ihrem Verwalter oder Vermieter die anteiligen begünstigten Kosten entsprechend ihrer Jahres- bzw. Nebenkostenabrechnung bescheinigen lassen. Das dazu gehörende Formular ist auf der Internetseite des Bundesfinanzministeriums (www.bundesfinanzministerium.de) abrufbar. Setzen Sie sich mit uns in Verbindung, wenn Sie Fragen dazu haben.

Quelle: BMF-Schreiben vom 3. November 2006, IV C 4 S 2296b 60/06, BStBl. 2006 I S. 711, www.bundesfinanzministerium.de, BFH-Urteil vom 1. Februar 2007, VI R 77/05, DB 2007 S. 666

16. Eigenheimzulage nach Verbindung mit anderer Wohnung 

Eine Steuerpflichtige erwarb 1993 zwei angrenzende Eigentumswohnungen. Die eine Wohnung bewohnte sie selbst, die andere wurde vermietet. 1999 verkaufte sie die vermietete Wohnung und erwarb sie ein Jahr später zurück. Nach dem Rückerwerb wurden beide Wohnungen durch einen Durchbruch in der Küche miteinander verbunden. Für die zurück erworbene Wohnung wollte sie Eigenheimzulage beanspruchen. Das versagte ihr das Finanzamt, da nach dessen Ansicht weder eine neue Wohnung hergestellt noch erweitert wurde. Wegen der vorgenommenen Verbindung mit der anderen Wohnung, sei die zu fördernde Wohnung nicht mehr abgeschlossen und damit auch nicht förderfähig gewesen. Auch könnten keine nachträglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten bei der anderen Wohnung berücksichtigt werden, da dort der Förderzeitraum bereits abgelaufen sei.

Dagegen klagte die Steuerpflichtige. Das Finanzgericht und später auch der BFH gaben ihr Recht. Damit eine Wohnung mit Eigenheimzulage gefördert werden könne, müsse sie nicht nur Küche oder Kochgelegenheit sowie Bad oder Dusche und WC haben, sondern sie müsse auch gegenüber anderen Räumen abgeschlossen sein und einen eigenen Zugang haben. Abgeschlossen sei eine Wohnung nur bei einer baulich vollkommenen und dauerhaften Trennung. Sind mehrere Wohneinheiten durch eine Tür miteinander verbunden, fehle die Trennung bereits. 

Im hier verhandelten Fall war die Wohnung zum Zeitpunkt der Übergabe an die Steuerpflichtige noch abgeschlossen. Erst nach diesem Rückkauf wurde sie mit der Nachbarwohnung baulich verbunden. Daher sei die Wohnung selbständig förderfähig, da die Verbindung mit der Nachbarwohnung erst nach der Anschaffung vorgenommen wurde, lautete das Urteil des BFH.  

Hinweis:

Die Eigenheimzulage wurde zum 1.1.2006 abgeschafft. Nur Bauherren, die vor dem 1.1.2006 mit der Herstellung begonnen haben, und Erwerber, die vor diesem Datum den notariellen Vertrag abgeschlossen haben oder einer Genossenschaft beigetreten sind, haben noch Anspruch auf die Zulage über den gesamten Förderzeitraum von 8 Jahren. 

Ob die bauliche Verbindung mit einer anderen Wohnung förderschädlich ist, wurde bislang in Rechtsprechung und Literatur nicht einheitlich beurteilt. Das vorliegende Urteil schafft hier die nötige Klarheit. Demzufolge bleibt innerhalb des achtjährigen Förderzeitraums die Verbindung mit einer anderen Wohnung ohne negative Konsequenzen bei der Eigenheimzulage. 

Quelle: BFH-Urteil vom 7. November 2006, IX R 16/05, LEXinform Nr. 5903198

17. Steuerbescheide werden trotz anhängiger Verfahren bestandskräftig  

Steuerbescheide werden in der Regel einen Monat nach ihrer Bekanntgabe bestandskräftig. Eine Ausnahme gibt es dann, wenn sie unter dem Vorbehalt der Nachprüfung ergehen oder einen Vorläufigkeitsvermerk enthalten. Letzterer hat den Zweck, dass der Steuerbescheid hinsichtlich von Fragen, die höchstrichterlich noch geklärt werden müssen und deswegen beim Bundesverfassungsgericht, Europäischen Gerichtshof oder einem anderen obersten Bundesgericht anhängig sind, auch nach Ergehen des Urteils noch geändert werden kann. So werden derzeit z.B. Einkommensteuerbescheide hinsichtlich der beschränkten Abziehbarkeit von Vorsorgeaufwendungen für vorläufig erklärt.   

Die Steuerbescheide werden deshalb hinsichtlich bestimmter Punkte vorläufig erlassen, da man wegen schwebender „Musterverfahren“ massenhafte Rechtsbehelfe verhindern will. Ohne diesen Vorläufigkeitsvermerk wäre der Steuerpflichtige gezwungen, den Steuerbescheid durch einen Einspruch  „offen“ zu halten, um später noch in den Genuss einer für ihn günstigen gerichtlichen Entscheidung zu gelangen. Die Vorläufigkeitsfestsetzung liegt daher im Interesse von Finanzverwaltung und Steuerpflichtigen.

Allerdings ist derzeit eine nahezu unüberschaubare Anzahl von Fällen vor dem Bundesfinanzhof bzw. anderen Gerichten anhängig, die nicht automatisch als Vorläufigkeitsvermerk in den Steuerbescheiden berücksichtigt werden. Für den Steuerpflichtigen und seinen Berater bleibt bei diesen Sachverhalten nur die Möglichkeit, die jeweiligen Verfahren zu kennen und daraufhin Einspruch einzulegen und das Ruhen des Verfahrens zu beantragen. Wäre es da nicht viel einfacher, vom Finanzamt einen allgemein gültigen Vorläufigkeitsvermerk zu erhalten, wonach der Steuerbescheid hinsichtlich sämtlicher anhängiger steuerrechtlicher Verfahren für vorläufig erklärt wird? Mittlerweile wird immerhin ein Großteil der steuerrechtlichen Normen gerichtlich überprüft. Diesem Antrag einer Arbeitnehmerin erteilte nun das Finanzgericht Köln eine Absage.

Es sei ermessensgerecht und damit rechtmäßig, die Steuerbescheide nicht bezüglich aller denkbarer Fälle für vorläufig zu erklären, sondern dies u.a. von der Breitenwirkung der Verfahren abhängig zu machen, urteilten die Richter am Finanzgericht. Die Klägerin hat gegen das Urteil beim BFH in München Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt. 

Quelle: FG Köln, Urteil vom 7. Dezember 2006, 10 K 3795/06, Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt (Az. des BH: IV B 5/07), n.v.; FG Köln, Pressemitteilung vom 7. März 2007, LEXinform Nr. 0173212

18. Arbeitnehmerveranlagung: Einreichung des Mantelbogens genügt nicht  

Arbeitnehmer müssen in der Regel innerhalb von zwei Jahren nach Ablauf des jeweiligen Veranlagungszeitraums ihre Einkommensteuererklärung beim Finanzamt abgeben, damit sie einen Anspruch darauf haben, dass das Finanzamt eine Veranlagung durchführt und eventuell zuviel gezahlte Lohnsteuer erstattet werden kann. Wird bei der sog. Antragsveranlagung die Zweijahres-Frist nicht eingehalten, führt das Finanzamt keine Veranlagung mehr durch. Mit der Frage, welche Voraussetzungen eine Einkommensteuer-Erklärung erfüllen muss, damit durch ihre Abgabe ein Antrag auf Veranlagung wirksam und fristgerecht gestellt ist, haben sich die Gerichte bereits beschäftigt. 

Hinsichtlich der Formerfordernisse reicht es aus, wenn die Steuererklärung „nach amtlich vorgeschriebenen Vordruck“ abgegeben wird, wie bspw. auf einer Kopie des amtlichen Vordrucks. Die Klebeheftung des Mantelbogens ist nicht erforderlich. Die Einkommensteuererklärung ist grundsätzlich eigenhändig zu unterschreiben. Nur ausnahmsweise muss ein Bevollmächtigter unterzeichnen, wenn der Steuerpflichtige wegen seines körperlichen oder geistigen Zustands oder durch längere Abwesenheit an der Unterschrift gehindert ist.   

Hinsichtlich der materiell-rechtlichen Angaben, die im Wesentlichen den Inhalt der Erklärung betreffen, ist man sich in Literatur und Rechtsprechung einig, dass nicht alle wesentlichen Angaben enthalten sein müssen, damit die Erklärung wirksam ist. Aber reicht es aus, wenn ein Steuerpflichtiger zunächst nur den ausgefüllten und unterschriebenen Mantelbogen beim Finanzamt einreicht?

Dieser Fall wurde vor kurzem vor dem Finanzgericht des Landes Brandenburg verhandelt. Ein polnischer Staatsbürger war im Jahr 2001 in Deutschland als Angestellter beschäftigt. Im Dezember 2003 reichte er beim Finanzamt den Mantelbogen zur Einkommensteuererklärung ein, den er ausgefüllt und unterschrieben hatte. Anfang März 2004 übersandte er die noch fehlenden Unterlagen, darunter auch die Anlage N. Das Finanzamt lehnte es ab, eine Einkommensteuerveranlagung durchzuführen, da die Zweijahres-Frist zum 31.12.2003 abgelaufen war und bis dahin keine wirksame Erklärung vorgelegen habe. Zu Recht, wie das Finanzgericht entschied. Der Steuerpflichtige hätte mindestens die Anlage N sowie Angaben zur Höhe des Arbeitslohns und der einbehaltenen Lohnsteuer machen müssen.

Hinweis:

Es ist dringend zu empfehlen, innerhalb der Antragsfrist diese Angaben beim Finanzamt einzureichen. Sollten diese unzutreffend sein, muss die Einkommensteuer-Erklärung berichtigt werden, was auch noch nach Ablauf der Antragsfrist möglich ist. Ebenso können Belege und andere Nachweise später nachgereicht werden.

Sollte das Finanzamt eine Veranlagung wegen Fristverstreichens ablehnen, kann dagegen Einspruch eingelegt und das Ruhen des Verfahrens beantragt werden, denn die zweijährige Ausschlussfrist steht derzeit auf dem verfassungsrechtlichen Prüfstand (Az. des BVerfG: 2 BvL 55/06 und 2 BvL 56/06).  

Quelle: FG des Landes Brandenburg, Urteil vom 14. Juni 2006, 3 K 956/05, EFG 2006 S. 1521











































































































